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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Sachverhalt 

Die Zürcher Filiale der in Stuttgart domizilierten TopAuto AG verkaufte am 18. Januar 

2006 Peter Stern einen Gebrauchtw.agen der Marke BMW für CHF 22'000 (vgl. Beilage). 

Am Tage der Übernahme auf der Fahrt nach Bern ergaben sich Probleme wegen Über­

hitzung des Motors. Stern brachte den Wagen in die Garage Ernst, eine offizielle BMW­

Vertretung, in Muri BE, wo er repariert wurde. Stern wurde dafür CHF 1'800 in Rechnung 

gestellt. 

Am 1. Marz 2006 verkaufte Stern das Fahrzeug seiner damaligen Freundin Rosa De 

Santis, wobei er erklarte, ihr allfallige Mangelrechte gegenüber der Top Auto AG abzutre­

ten. 

Weil davor und danach wieder Probleme mit dem Kühlsystem auftraten, deren Ursache 

die Garage Ernst nicht feststellen konnte, beauftragte Stern am 21. Mãrz 2006 einen 

Sachverstandigen, Fritz Wyss, mit der Untersuchung des Motors. Der Wagen (km-Stand 

inzwischen: 122'500) wurde zu diesem Zweck am 1. April 2006 in die Garage Ernst ver­

bracht, der Motor ausgebaut und zerlegt. Es befindet sich bis heutealles dort. Der Sach­

verstãndige Wyss stellte in seiner Expertise vom 20. April 2006 fest, es liege eine Un­

dichtheit zwischen dem Motorblock aus Aluminium und den Zylinderbüchsen aus Schleu­

derguss vor, welche die Probleme verursache. 

Stern stellte diese Expertise am 1. Mai 2006 Fritz Grob von der Top Auto AG zu und ver­

langte, dass diese den Wagen gegen Erstattung des Kaufpreises zurücknehme, eventuell 

auf eigene Kosten den defekten durch ei nen funktionsfãhigen Motor ersetze. Der deut­

sche Anwalt der Top Auto AG lehnte dies mit Schreiben vom 19. Juni 2006 ab, erklarte 

sich aber bereit, Stern die Reparaturkosten von CHF 1'800 zu ersetzen, wenn dieser zu 

deren Bezahlung verpflichtet würde. Weitere Ansprüche wies die Top Auto AG strikt zu­

rück, weil ihrer Auffassung nach der Schaden entweder aufgrund einer mangelhaft aus-
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geführten Reparaturarbeit der Garage Ernst oder durch falsche Bedienung des Fahr­

zeugs, insbesondere übermãssige Belastung des Motors, entstanden sein müsse. 

Stern bzVV. De Santis wollen sich damit hicht abfinden und die Rücknahme des Fahr­

zeugs oder die Ersetzung des Motors gerichtlich durchsetzen. Ausserdem m6chten sie 

die Kosten der Expertise Wyss von CHF 21400 sowie die Kosten für die Parkierung des 

Fahrzeugs in der Garage Ernst seit 21. Mãrz 2006 (monatlich CHF 60 samt Zins) ersetzt 

haben, ferner Schadenersatz von CHF 50 pro Tag samt Zins, weil sie das Fahrzeug nicht 

mehr benützen konnten und sich deshalb mit einem Ersatzwagen behelfen mussten, 

Stern und De Santis, die am 23. Juni 2006 geheiratet haben und seither an der Rütistras­

se 8 in 8134 Adliswil wohnen, m6chten sich von Ihnen im Hinblick auf ei nen Prozess ge­

gen die Top Auto AG beraten und vertreten lassen. 

Fragen 

1. Wie beurteilen Sie die Aussichten einer Klage entsprechend den Vorstellungen Ih­

rer Klienten? 

Prüfen Sie die sich stellenden Rechtsfragen, auch die Beweislastverteilung, und die 

daraus fliessenden Prozessrisiken für Ihre Klienten. Geben Sie ihnen gestützt dar­

auf eine Empfehlung ab. 

2. Falls Ihre Klienten gemãss deren Vorstellungen einen Prozess führen wollen: 

a) Dürfen Sie Ihre Klienten Stern und / oder De Santis im Prozess vertreten? 

b) Benennen Sie die Prozessparteien genau. 

e) Wo und wie wãre die Klage zu erheben? 

d) Wie müssten die Rechtsbegehren lauten? 

e) Mit welchen Prozesskosten ist zu rechnen, wenn der Prozess verloren gehen 

sollte? 



Weiterer Sachverhalt 

Im Prozess verlangt dann die Top Auto AG unter anderem, dass kein IIsogenannter Fach­

richter ll mitwirke, der mit der Autobranche und insbesondere mit Produkten der Marke 

BMW besonders verbunden sei. Sie beantrage nãmlich, auf die BMW-Garage Ernst zu­

rückgreifen zu konnen, sofern sie zu Leistungen an die Klãgerschaft verpflichtet würde. 

Im Laufe des Prozesses wird über die Top Auto AG der Konkurs eroffnet. Der Konkurs 

wird zunãchst im summarischen Verfahren durchgeführt, spãter aber mangels Aktiven 

eingestellt. 

Weitere Fragen 

3. Zu den prozessualen Antrãgen der TopAuto AG: 

a) Wer entscheidet nach welchem Verfahren über den Antrag der Top Auto AG 

betreffend mitwirkenden Richtern? 

b) Kann die Top Auto AG die Garage Ernst in den Prozess einbeziehen und 

kann diese sich im Prozess zur Abwehr allfãlliger Ansprüche gegen sie betei­

ligen? 

4. Zum Konkurs der Top Auto AG: 

. a) Was geschieht im Prozess nach Konkurserõffnung und was mit der einge­

klagten Forderung im Konkurs der TopAuto AG? 

b) Was geschieht mit der TopAuto AG nach Konkurseinstellung mangels Akti­

ven? Welche Auswirkungen hat dies auf den Prozess? Wie wird dieser been­

det?Wie werden die Kosten- und Entschãdigungsfolgen geregelt? 

Hilfsmittel: 
Schulthess, Textausgabe ZGB/OR, 45. Auflage 
Walder, Textausgabe SchKG, 16. Auflage 
Gesetzestexte GVG, ZPO, OG, Anwaltsgesetz 
Gerichts- und Anwaltsgebührenverordnung 

0+ Der Text der Aufgabe muss nicht abgeschrieben, aber mit der Lõsung zurückgegeben werden +o 



TopAuto AG stuttgart 
Filiale Zürich 
Baslerstrasse 2 
8004 Zürich 

KAUFVERTRAG 

Kaufer: Peter Stern 
3074 Muri 

kauft heute von der obgenannten Firrria das folgende Fahrzeug: 

Fahrzeug: 

Kilometerstand: 

1. Inverkehrsetzung: 

Preis: 

Liefertermin: 

Zahlungsbedingung: 

BMW 320i silber met. 

121 1000 

01.2001 

Fr. 221000.00 

18. Januar2006 

bar bei Übernahme 

Garantie: 3 Monate Occasionsgarantie oder 31000 km 

Verkaufsbedingungen: 

1. Die Occasionsgarantie hat nur Gültigkeit auf mechanische Teile, das heisst Motor, Getriebe 
und Hinterachse, wobei von der Verkaufsfirma nur die Teile, vom Kãufer aber in jedem Fali 
der Arbeitsaufwan"d übernommen werden m uss .. 

2. Garantiearbeiten sind in jedem Fali bei der Verkaufsfirma ausführen zu lassen 
3. Jede weitergehende Haftung ist ausgeschlossen. 
4. Erfüllungsort ist das Domizil der Verkaufsfirma. 

Zürich, den 18. Januar 2006 

Der Verkaufer: Der Kaufer: 

gezeichnet: Fritz Grob gezeichnet: Peter Stern 
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SCHRIFTLICHE ANWALTSPRÜFUNG 

Allgemeine Bemerkungen 

Abgegebene Texte: ORJZGB (Gauch), ZPO, GVG, SchKG; das StGB wird bewusst nicht 

abgegeben, aUHillige Implikationen konnen Sie vergessen. 

Versuchen Sie, mog1ichst klare Begründungen zu geben, welche die getroffenen 

Subsumtionen nachvollziehbar darlegen. 

Dazu braucht es keine langen Wiederholungen des Sachverhaltes und breite 

Rechtserorterungen, sondem die moglichst klare Darlegung,. warum welcher Bestandteil 

des Sachverhaltes unter eine bestirn.mte Norm fallt oder nicht. 

Versuchen Sie, die wesent1ichen Punkte in den Vordergrund zu stellen. Konzentrieren Sie 

sich ganz generell auf Fragen, die sich vemünftigerweise stellen. 

In formeller Hinsicht verwenden Sie bitte nicht die sog. "Querulantenschaltung", sondem 

den augenschonenden 1,5-Zeilenabstand. 

Nun viel Glück! 
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Der FalI 

(N amen frei erfunden) 

Der Geschãftsführer einer schwedischen Gesel1schaft (kurz SAG), welche Maschinen 

produziert, kommt anfangs 2000 zu Thnen und schildert zusarnmengefasst das Folgende: 

Die SAG habe einige Jahre über eine schweizerische Alleinverkãuferin, die 

Vertriebsaktiengesel1schaft mit Sitz in Zug (kurz Verag), den Schweizer Markt abgedeckt. 

Am 30. Juli 1996 sei über die Verag der Konkurs eroffnet worden. Im Rahmen des 

ordentlichen Konkursverfahrens habe sich herausgestel1t, dass die SAG die 

Hauptglãubigerin sei. Ihre gesamten Ansprüche von über CHF 1 Mio. seien rechtskrãftig 

kol1oziert worden. Das Verfahren habe sich hingezogen. Es seien auch Ungereimtheiten 

im Gebaren der seinerzeit verantwortlichen Leute der Verag zu Tage getreten. J edoch 

wol1ten die anderen Glãubiger nichts von einer Klage wissen. Die Konkursverwaltung 

habe ihn auf Art. 260 SchKG hingewiesen. Er bzw. die SAG konne sich - so sei ihm 

gesagt worden - Ansprüche abtreten lassen und dann selber klagen. 

Aufgrund des weiteren Gesprãches und der llmen zur Verfügung gestel1ten Unterlagen 

ergeben sich weitere Einzelheiten: 

Die Verag war Bestandteil eines Firmenkonglomerats mit einer auslãndischen 

Muttergesellschaft. So gehorte die Verag zu 100% einer anderen Konzerngesellschaft, der 

Beratungs- und Service AG (kurz Berag). Die Berag, welche der auslãndischen Mutter 

gehort, hat ihren Sitz in Uster und bezweckt die Erbringung von Beratung und Service für 

Maschinen aller Art. 

Walter B. war bis zur Konkurseroffnung einziger Verwaltungsrat der Verag und er ist seit 

zehn Jahren einziger Verwaltungsrat der Berag (je mit Einzelunterschrift). Er lebt in 

Küsnacht. 
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Martin C. war bis zur Konkurserõffnung Geschaftsführer der Verag und er ist seit zehn 

Jahren Geschaftsführer der Berag (je mit Kollektivunterschrift zu zweien). Er lebt in 

Uster. 

Verwaltungsrat und Geschãftsführer der Verag hatten anfangs 1996 in einer internen Notiz 

die wirtschaftliche Situation der Gesellschaft als kritisch eingestuft. Die Mehrzahl der 

Belegschaft reichte damals die Kündigung ein. Neue Leute wurden keine gesucht. 

Am 17. J anuar 1996 veranlasste Walter B. die Überweisung von CHF 745'000 von einem 

Konto der Verag auf ein Konto der Berag. Der Zahlungsgrund wurde mit "Transfer 

Intercompany" angegeben. Am 4. April 1996 flossen davon CHF 69'000 wieder zurück, 

damit die Verag die fal1igen L6hne bezahlen konnte. Diese Vorgange wurden erst rund 14 

Monate nach der Konkurserõffnung von der Konkursverwaltung zufallig entdeckt. Walter 

B. bzw. die Berag wurden auf den Grund der ersten Überweisung angesprochen. Walter B. 

erkHirte, das sei alles in Ordnung gewesen, man habe das Geld treuhanderisch für die 

Verag gehalten und es sei für die Bezahlung von Schulden der Verag gedacht gewesen. 

Konkret erwahnte bzw. belegte er eine Zahlung der Berag vom Juni 1997 über CHF 

644'000 an die Muttergesel1schaft der Berag. Die Zahlung sei zur Ti1gung einer Schuld der 

Verag gegenüber ihrer "Grossmutter" erfolgt. 

Am 13. Mai 1996 verkaufte die' Verag eine vonder Klagerin stammende Maschine XL 

zum Preis von CHF 120'000 an eine Kauferin. Das Geschaft wurde klaglos abgewickelt. 

Gleichentags schloss die Berag mit dieser Kãuferin eine Vereinbarung mit der 

Vertragsleistung "Wiederaufbereitung, Transport, Installation der Maschine XL". Als 

Preis wurde ein Betrag von CHF 100'000 vereinbart. Die Kãuferin zahlte den Betrag der 

Berag. Die konkreten Leistungen waren von Mitarbeitern der Verag erbracht worden. Für 

Verag und Berag waren jewei1s Walter B. und Martin C. aufgetreten. Auch dieser 

Vorgang wurde im Herbst 1997 aufgedeckt. 

Am 12. Apri11996liess Walter B. CHF 50'000 von einem Konto der Verag auf ein Konto 

einer von ihm beherrschten Gesellschaft überweisen. Auf diesen Vorgang im Herbst 1997 

von der Konkursverwaltung- angesprochen, erklarte B., der B etrag sei ihm zugestanden, 
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die Zahlung an seine Gesellschaft habe auf einer (seiner) Anweisung beruht. Es habe sich 

um ein Pauschalhonorar für seine Bemühungen als Verwaltungsrat gehandelt. 

Fragen 

1) Prüfen Sie, ob und gegebenenfal1s welche Ansprüche die schwedische Gesellschaft 

SAG als AbtretungsgHiubigerin im Konkurs der Verag im Zusammenhang mit den drei 

geschi1derten Vorgangen gegen die Berag undJoder Walter B. und/ader Martin C. erheben 

kann. 

2) Unterstellt, Thre Mandantin will al1e drei gemeinsam einklagen, wie steht es dann "mit 

der õrtlichen und der sachlichen Zustandigkeit? 

3) Welche Rechtsbegehren stellen Sie (im Hinblick auf die Durchsetzung allfalliger unter 

Frage 1 als aussichtsreich erachteter Ansprüche)? 

4) In einem al1enfal1s gegen die Berag eingeleiteten Prozess wendet diese (auch) ein, die 

gelieferte Maschine sei mangelhaft gewesen. Sie stel1e eventualiter 

Verrechnungsansprüche aus Gewah.rleistung gegen die Klagerin. Was entgegnen Sie als 

VertreterIn der Klagerin? 

5) In der Duplik eines a11enfalls gegen die Berag eingeleiteten Prozesses wird geltend 

gemacht, die Berag habe "mit dem treuhanderisch erhaltenen Geld schan vor 

Konkurserõffnung über die Verag Schulden der Verag von mehreren zehntausend Franken 

geti1gt". Sie werden vom Gerichtaufgefordert, dazu Stellung zu nehmen. Was schreiben 

Sie? 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

SACHVERHAlT 

Teil 1 

Am 20. April 1978 gründeten Andreas Auerbach, Meilen, seine zwei S5hne 
Berthold Auerbach, Zürich, und Claude Auerbach, Winterthur, sowie sein 
Schwiegersohn Julius Hitzig, Bülach, die Auerbach Finanz AG mit Sitz in Win­
terthur. Die vier Gründeraktionare zeichneten je 25% des aus Namenaktien zu 
je CHF 1 '000.- bestehenden Aktienkapitals von CHF 400'000.- und bildeten 
unter dem Prasidium von Claude Auerbach den Verwaltungsrat der Gesellschaft 
mit Kollektivunterschrift zu zweien. Diese Beteiligungs- und Wohnsitzverhalt­
nisse bestehen heute noch. 

Gleichentags schlossen die vier Gründer und Verwaltungsrate einzeln mit der in 
Entstehung begriffenen Gesellschaft Anstellungsvereinbarungen für ihre Tatig­
keit als Mitglieder der aktiven Geschaftsleitung und Leiter der ihnen zugewie­
senen Geschaftsbereiche. Für jedes Mitglied der Geschaftsleitung wurde der 
Lohn auf monatlich CHF 7'500.- zuzüglich CHF 600.- Reprasentationsspesen 
festgesetzt. Ausserdem sicherte die Gesellschaft dem Arbeitnehmer in Ergan­
zung zur allgemeinen betrieblichen Altervorsorge jeweils eine lebenslangliche 
Rente von monatlich CHF 5'000.- ab dem erfüllten 65. Altersjahr sowie bei 
dessen Ableben ei ne lebenslangliche Witwenrente von monatlich CHF 1 '200.­
und den minderjahrigen oder noch in Ausbildung befindlichen Nachkommen 
Waisenrenten von monatlich CHF 400.- zu. Beim Abschluss dieser Anstellungs­
vertrage trat jeweils das einzelne Verwaltungsratsmitglied als Arbeitnehmer 
auf, wahrend die drei anderen Verwaltungsrate den Vertrag für die Gesellschaft 
unterzeichneten. 

Mit in gleicher Weise unterzeichneten Nachtragen vom 22. Juli 1985 wurden 
das monatliche Salar auf je CHF 10'000.- zuzüglich Reprasentationsspesen von 
monatlich CHF 1'200.-, die Altersrente auf monatlich CHF 7'500.-, die Witwen­
rente auf monatlich CHF 3'500.- und die Waisenrenten auf monatlich CHF 700.­
erh5ht. Zudem wurde vereinbart, dass die festgesetzten Betrage jahrlich dem 
Landesindex der Konsumentenpreise angepasst werden. 

Bereits vor der Gründung der Gesellschaft hatten Andreas Auerbach, Berthold 
Auerbach, Claude Auerbach und Julius Hitzig eine als "Poolvertrag" bezeichnete 
Vereinbarung geschlossen, in der sie vereinbart hatten, dass jeder von ihnen 
zeitlebens Anspruch auf ei nen Sitz im Verwaltungsrat habe oder aber bestim-
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men k6nne, wer für ihn in diesem Gremium Einsitz nehmen solle. In den Pool­
vertrag wurde eine Schiedsklausel aufgenommen, welche im Streitfall die Ein­
setzung eines Einzelschiedsrichters mit Sitz in Zürich vorsieht. Für den Fali der 
Widerhandlung gegen den Poolvertrag wurde pro Widerhandlungsfall eine 
Strafzahlung von CHF 200'000.- vereinbart. 

Im Jahr 1986 zog sich Andreas Auerbach altershalber aus dem Verwaltungsrat 
zurück und verzichtete auf die Bestimmung eines Nachfolgers. Ein solcher 

wurde auch nie gewahlt. Im Marz 2006 traten Berthold Auerbach und Claude 
Auerbach aus dem Verwaltungsrat zurück und wurden - ihrer Anweisung ent­
sprechend - durch Oskar Panizza und Peter Wieland ersetzt, denen sie 
treuhanderisch je eine Aktie überliessen. Julius Hitzig, obwohl auch schon 
pensioniert, verblieb im Verwaltungsrat und wurde zu dessen Prasidenten. 

Im Frühjahr 2006, unmittelbar nach ihrem Amtsantritt, drangten Oskar Panizza 
und Peter Wieland Julius Hitzig, sich aus dem Verwaltungsrat zurückzuziehen. 
Sie machten Fehlentscheidungen und eine Altersdemenz von Julius Hitzig gel­

tend. Dieser lehnte einen Rücktritt kategorisch ab und liess mitteilen, er sei 
von Mitte Juli bis Ende August auf einer Kreuzfahrt und nur in Notfa11en über 
seine Privatsekretarin erreichbar. Wegen eines Spitalaufenthalts in Genua 
kehrte er dann erst Mitte September nach Zürich zurück. 

Am 20. Juli 2006 teilten Oskar Panizza und Peter Wieland Julius Hitzig schrift­
lich mit, sie hatten ihn an der Verwaltungsratssitzung vom sel ben Tag in 
seinem Amt eingestellt und würden ihn an der nachsten Generalversammlung 
abwahlen lassen. Nach seiner Rückkehr erhielt Julius Hitzig Kenntnis von 

diesem an die Adresse seiner Privatsekretarin gerichteten Schreiben. Er kommt 
zu Ihnen und will sich gegen die Machenschaften von Oskar Panizza und Peter 
Wieland, hinter denen er seine Schwager Berthold Auerbach und Claude Auer­
bach vermutet, mit aller Konsequenz zu Wehr setzen. Er will Verwaltungsrat 
der Auerbach Finanz AG bleiben, bis er einen geeigneten Nachfolger für dieses 
Amt gefunden hat, der seine Interessen als Aktionar wahrnehmen kann. 

Frage 1 

Zu welchem Vorgehen raten Sie Ihrem Klienten? Formulieren Sie die zu stel­
lenden Rechtsbegehren. Begründen Sie Ihre Empfehlungen sowohl prozess­
wie materiellrechtlich und zeigen Sie Ihrem Klienten den Rechts- und Rechts­

mittelweg auf. 
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Teil 2 

In einem weiteren Schreiben vom 22. Juli 2006 teilten Oskar Panizza und Peter 
Wieland Julius Hitzig mit, sie seien auf die Anstellungsvertrage der Geschafts­

leitungsmitglieder aus dem Jahr 1978 samt Nachtragen und auf die gestützt 
darauf geleisteten Pensionszahlungen gestossen. Eine rechtliche Abklarung sei 
in Auftrag gegeben worden und habe ergeben, dass die Auerbach Finanz AG an 
diese Vertrage nicht gebunden sei. Der Verwaltungsrat habe demnach 
einstimmig beschlossen, die Rentenzahlungen sofort einzustellen. Die Rückfor­
derung der unrechtmassig bezogenen Zahlungen bleibe vorbehalten. Auch von 
diesem Schreiben hielt Julius Hitzig erst nach seiner Rückkehr Kenntnis. 

frage 2 

Julius Hitzig m6chte wissen, was vorzukehren ist, um die Weiterzahlung seiner 
Rente zu erreichen und die ausstehenden Zahlungen einzutreiben. Er will wis­
sen, welche Argumente für seinen Standpunkt und jenen der Gegenseite spre­
chen und wie seine Prozesschancen stehen. 

Teil 3 

Julius Hitzig erfahrt zufallig nach seinem ersten Besuch bei Ihnen, dass am 21. 
September 2006 eine ausserordentliche Generalversammlung der Auerbach 
Finanz AG durchgeführt wurde, an der er aus dem Verwaltungsrat abgewahlt 
und durch Hermann Becker ersetzt wurde. Die Einladung zur Generalver­
sammlung wurde zwei Wochen vor deren Datum an die Adresse der Privat­
sekretarin von Julius Hitzig zu dessen Handen versandt, kam dort aber nie an. 
Sie nennt als einziges Traktandum der Versammlung "Personelle Veranderun­
'gen in der Geschaftsleitung". 

Frage 3 

Ihr Klient beauftragt Sie, sofort das M6gliche gegen seine Abwahl zu unter­
nehmen. Er m6chte auch hier über den Rechts- und Rechtsmittelweg informiert 

werden und die zu stellenden Rechtsbegehren formuliert haben. 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Hilfsmittel: 
ZGBjOR mit Anhangen [Textausgabe Gauch] 
GVG 
ZPO 

OG 
Konkordat über die Schiedsgerichtsbarkeit vom 27.3.1969 
SchKG mit Anhangen [Textausgabe Walder] 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, sondern der Losung beizulegen. 
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Der Referent wird den Kandidatinnen und Kandidaten seinen Antrag schriftlich 
mitteilen. 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Sie beraten laufend die Alfa Immobilien AG. Ihr Anspreehpartner bei der Alfa Immobi­

lien AG ist Max Schmid. Er ist CEO der Alfa Immobilien AG. Die Alfa Immobilien AG 

ist Eigentümerin von rund 400 Mehrfamilienhauser, 2 Einkaufzentren und 1 Fabriklie­

genschaft in Dielsdorf. Diese Immobilien befinden sieh alle in der Sehweiz. Er 

schreibt Ihnen folgendes E-Mai!: 

Sehr geehrter XY (Rechtsanwalt) 

Darf ieh Sie um Beantwortung folgender Fragen bitten: 

1. Die Firma Warme AG hat eine Heizung entwiekelt, welche Kosten im Umfang 

von 20 - 30 % spart. Das Heizsystem wird unter der Marke "Therma" vertrie­

ben. Die Alfa Immobilien AG hat besehlossen im Verlauf der nachsten 10 Jah­

re samtliche Liegensehaften mit "Therma" auszurüsten. Dazu müssen die al­

ten Olheizungen, Tanks und Radiatoren in den einzelnen Raumen herausge­

rissen werden und das System "Therma" installiert werden. Wir mõehten jetzt 

mit derWãrme AG einen generellen Vertrag absehliessen und dann im fol­

genden jeweils mit einem einfachen Bestellformular für die einzelnen Hãuser 

die Installation des Heizsystems ohne grosse weitere Vertragsverhandlungen 

auslõsen. Die Firma Warme AG ist bereit, uns aufgrund dieser Grossbestel­

lung (400 + 12 + 1 Heizsysteme) auf das einzelne Heizsystem einen Rabatt 

von 15 % zu gewãhren. Ein mittleres Heizsystem kostet rund Fr. 120'000.--. 

a) leh ersuche Sie, für mich ein Vertragskonzept zu entwickeln und mir die­

ses zu beschreiben und 

b) gleichzeitig einen ersten Vertragsentwurf zu formulieren. 

e) Sollten Ihnen für die Bearbeitung dieses Auftrages Informationen fehlen, 

erwarte ich die entsprechenden Fragen. 
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Bei der Bearbeitung des Auftrages sind folgende Rahmenbedingungen zu be­

rüeksiehtigen: 

keine Anwendung der SIA Norm 118 

Zahlung erst wenn feststeht, dass die einzelne Heizung im Dauerbe­

trieb, also z.B. 3 Monate nach der Installation, die definierten Leistun­

gen erbringt. 

Die Warme AG arbeitet mit Subunternehmern. leh moehte aufgrund 

schlechter Erfahrungen naeh Moglichkeit einen Sehutz vor Bauhand­

werkerpfa nd rechten. 

Das Heizsystem soll jeweils sehr rasch installiert werden. Eine Termin­

verspatung soll für den Unternehmer kostspielig sein. 

Es soll für jedes einzelne Bauobjekt ein Pauschalpreis vereinbart wer­

den. 

Technische Angelegenheiten sollen nicht im Vertrag, sondern in Ver­

tragsbeilagen abgehandelt werden, welche wir erstellen werden. 

Bei allfalligen Mangeln, soll ein Meehanismus gefunden werden, dass 

die Warme AG ohne weiteres dazu gebracht wird, diese zu beheben. 

2. Die Alfa Immobilien AG ist 100 % Eigentümerin der Tochtergesellschaft Beta 

Immobiliengesellschaft AG. Die Verwaltung der beiden Firmen erfolgt perso­

nell dureh den gleichen Verwaltungsrat, den gleichen CEO und das gleiche 

administrative Personal. Die Beta Immobiliengesellschaft AG ist selber nicht 

Eigentümerin von Liegensehaften. Sie verwaltet rund 80 Mehrfamilienhauser, 

darunter 8 Liegenschaften von Peter Meier. Dieser hat die Verwaltungshono­

ra.re nieht mehr bezahlt und schuldet der Beta Immobiliengesellschaft AG aus­

stehendes Honorar im Betrag v~n Fr. 89'689.20. Die Streitsache ist vor dem 

Bezirksgericht Zürich hangig. Wir haben bisher keinen Anwalt beigezogen. 

Gestern ist der Beweisauflagebeschluss eingetroffen. Die zustandige Saeh­

bearbeiterin ist ziemlich geknickt zu mir gekommen und hat mir mitgeteilt, 

dass versehentlieh die Alfa Immobilien AG statt der für die Verwaltungen zu­

standigen Beta Immobilien geklagt habe. Es scheint, dass ausser ihr bisher 
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noch niemand den Fehler entdeckt hat. Der Beklagte Peter Meier hat bisher 

diesbezüglich jedenfalls nichts geltend gemacht. 

a) Ist zu befürchten, dass das Gericht von sich aus den Fehler entdeckt und 

die Alfa AG deshalb den Prozess verliert? Konnte in diesem Fali zumin­

dest in einem zweiten Anlauf die Beta AG rechtlich gegen Peter Meier 

vorgehen? 

b) Ist in dieser Situation die vorliegende Klage noch zu retten ? Was ware 

zu unternehmen ? 

e) Kõnnen sie mir erlautern, in welchen Rechtsmittelinstanzen (Oberge­

richt, Kassationsgericht, Bundesgericht) bis zu welchen Verfahrens­

schritten der Fehler noch korrigiert werden kõnnte ? 

3. Die Alfa Immobilien AG ist Eigentümerin einer kleinen Fabrikliegenschaft in 

Dielsdorf. Diese steht nun schon seit fast vier Jahren leer, da daran offenbar 

überhaupt kein Interesse besteht. Der Verwaltungsrat der Alfa Immobilien AG 

hat beschlossen, die Raumlichkeiten unentgeltlich dem lokalen Theaterverein 

TVD als Probelokalitat zur Verfügung zu stellen. Es muss aber sichergestellt 

sein, dass für den Fali, dass eine Vermietung mõglich ist, ein allfalliger Mieter 

die Raumlichkeiten innerhalb eines Monates benutzen kann. Darf ich Sie bit­

ten, einen entsprechenden Vertrag zu entwerfen und mich über allfallige Prob­

leme aufzuklaren. Sollten Sie zusatzliche Informationen benõtigen, ersuche 

ich Sie um ei ne entsprechende Mitteilung. 

Gesetze: OR ZGB, ZPO, OG 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

René Hammer ist Verwaltungsrat der Gesellschaft zur Wiedereingliederung 
suchtabhangiger Personen GWSP AG mit Sitz in Zürich. Die GWSP AG betreibt 
eine Drogenentzugsklinik im Kanton Appenzell Ausserrhoden. Geleitet wird die 
Drogenentzugsklinik von Bruno Kippel, der wie René Hammer Mitglied des Ver­
waltungsrates der GWSP AG ist. René Hammer und Bruno Kippel sind dieeinzi­
gen Aktionare der Gesellschaft. 

Bruno Kippel leitet die Drogenentzugsklinik ausserordentlich gut. Er geniesst bei 
den Jugend- und Sozialbehõrden verschiedener Kantone, welche regelmassig 
Patienten zuweisen, grosses Ansehen. Die Klinik ist daher ausgelastet und gene­
riert heute einen monatlichen Nettoertrag zwischen CHF 20'000.- und 30'000.-. 

In administrativer Hinsicht hat Bruno Kippel eine weniger glückliche Hand. Es 
kommt vor, dass Korrespondenz verloren geht, Rechnungen nicht bezahlt werden 
und die Übersicht über die finanziellen Angelegenheiten der Gesellschaft ist man­
gelhaft. René Hammer, der sein Verwaltungsratsmandat bloss aus Freundschaft 
gegenüber dem verstorbenen Gründer der GWSP AG übernommen hat, hat sich 
bisher kaum um die Angelegenheiten der Gesellschaft gekümmert. Aus histori­
schen Gründen (von keinem der beiden Verwaltungsrate zu verantworten) 
schiebt die Gesellschaft seit rund vier Jahren Schulden im Umfang von rund 
CHF 350'000.- vor sich her. Die Schulden sind durch die Aktiven nicht gedeckt. 
Glaubiger sind unter anderem die Pensionskasse mit einer Forderung von rund 
CHF 60'000.- sowie die Sozialversicherungsanstalt des Kantons Zürich (AHV) mit 
einer Forderung von rund CHF 200'000.-. 

Gegen die Gesellschaft sind schon diverse Betreibungen anhangig gemacht und 
fortgesetzt worden. Bruno Kippel versuchte bis anhin, alle Betreibungen soweit 
wie mõglich hinauszuzõgern und die entsprechenden Forderungen erst nach 
Konkursandrohung zu bezahlen. Im Dezember 2003 ist leider eine Konkursan­
drohung "untergegangen", so dass der Konkurs erõffnet wurde. Auf Anraten ei­
nes Anwaltes hatte Bruno Kippel damals gegen die Konkurserõffnung Rekurs 
eingelegt und die Konkursforderung innert Rekursfrist bezahlt. Das Obergericht 
des Kantons Zürich hat daraufhin die Konkurserõffnung aufgehoben. 

Dasselbe Missgeschick erfolgte am 10. Februar 2006. Wiederum hat Bruno Kippel 
Rekurs erhoben und die Konkursforderung beglichen. Zu seinem grossen Erstau­
nen wurde der Rekurs abgewiesen und die Konkurserõffnung bestatigt. Er hat 
den obergerichtlichen Beschluss am 2. Oktober 2006 erhalten. René Hammer 
findet sich nun bei Ihnen ein und hat folgende Fragen: 

IIb 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

FRAGE 1: 

Aus welchen Gründen konnte das Obergericht den Rekurs diesmal abgewiesen 
haben und kann gegen den obergerichtlichen Entscheid ein Rechtsmittel einge­
legt werden? Falls ja, welches, wann und wo? 

FRAGE 2: 

Welche Rügen konnen Sie vorbringen und was ist die Kognition des Gerichts? 

fRAGE 3: 

Wie beurteilen Sie die Erfolgsaussichten der folgenden Argumente: 

a) Die Vorinstanz habe aufgrund der eingereichten Belege aus dem Jahr 
2003/2004 entschieden und die Konkursitin weder nach den heutigen Um­
standen gefragt noch selbst nach neuen Informationen geforscht; 

b) Auf die aktuelle Situation sei die Vorinstanz nicht eingegangen, obwohl ent­
sprechende Behauptungen aufgestellt worden seien. Damit habe die Vorin­
stanz zu hohe Anforderungen an die Glaubhaftmachung gestellt. 

FRAGE 4: 

Ware es ratsam, das Konkursverfahren einfach über sich ergehen zu lassen? B~­
gründen Sie Ihre Antwort. 

FRAGE 5: 

Davon ausgehend, dass die Gesellschaft tatsachlich einen monatlichen Gewinn 
e rzieIt, ware es schade, wenn der Betrieb nach Konkurseroffnung nichtweiter­
geführt würde. Bestünde die Moglichkeit, den Betrieb trotz Konkurseroffnung 
weiterzuführen? Wer entscheidet dies? Gabe es Alternativen, falls der Entschei­
dungstrager nicht mit der Weiterführung des Betriebes einverstanden ware? 
Kann, und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen, der Konkurs auch widerru­
fen werden? 
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FRAGE 6: 

Beim Versuch, sich mit den G/aubigern zu verg/eichen, stellen Sie fest, dass Pau/, 
ein ehemaliger Arbeitnehmer, die fo/genden Forderungen erhebt: 

a) Ein Mitarbeiter der GWSP AG habe trotz Verbot eine wahre aber urigünstige 
Referenzauskunft erteilt, weswegen Pau/ eine Stelle nicht erha/ten habe. 
Pau/ fordert Schadenersatz, und Genugtuung. 

b) Pau/ habe a/s administrativer Kadermitarbeiter zwischen 1. Juli 1998 bis 30. 
Juni 2006 pro Jahr 235 Überstunden bei 47 Soll-Arbeitswochen, a/so 5 
Stunden pro Woche, ge/eistet. Es sei ihm immer mitgetei/t worden, dass er 
a/s Kadermitarbeiter keine Aufzeichnungen mitte/s Stempe/karte führen 
dürfe. Desha/b konne er seine Ansprüche nicht dokumentieren. Unzu/assi­
gerweise weise sein von ihm unterzeichneter Arbeitsvertrag. die K/ause/ auf, 
dass Überstunden nicht entschadigt würden. 

Beurtei/en Sie die materielle Rechts/age unter der Annahme, die tatsach/ichen 
Ausführungen von Pau/ treffen zu. Was kann Pau/ unter b) fordern? 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben und muss der Prüfung beigelegt werden. 

Gesetze: OR, ZGB, ArG, SchKG, IPRG, LugÜ, GStG, ZPO, GVG,OG. 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Fritz mit Wohnsitz in Zürich wurde ab Januar 2004 vom Sportverein X mit Sitz in Horgen 

als Sekretar angestellt. Der schriftliche Arbeitsvertrag datiert vom 17. Dezember 2003. Er 

enthalt u.a. folgende Bestimmungen: 

"3. Der Angestellte erhalt ein Jahresgehalt von CHF 120'000.--, 
zahlbar in 12 Monatsraten. Der Angestellte erhalt am Jah­
resende ei ne leistungsabhangige Gratifikation. Die Gratifika­
tion reflektiert den Erfolg des Sportvereins X wahrend des 
Jahres und die individuelle Leistung des Angestellten. Die 
Zielgr6sse für die durchschnittliche Gratifikation betragt 1-2 
Monatsgehalter. 

4. Der Sportverein X stellt dem Angestellten ein Geschaftsauto 
zur Verfügung, das er auch privat benützen darf. 

7. Der Vertrag kann von beiden Seiten unter Einhaltung einer 
viermonatigen Frist mit eingeschriebenem Brief jeweils auf 
das Ende eines Monats gekündigt werden. 

8. Über Streitigkeiten aus diesem Vertrag entscheidet ein Ein­
zelschiedsrichter ." 

An einer Sitzung vom 30. August 2005 beschloss der Vorstand des Sportvereins X, den 

Arbeitsvertrag mit Fritz zu kündigen. In Anwesenheit der weiteren Vorstandsmitglieder 

erklarte Vereinsprasident Gustav im Anschluss an die Sitzung dem Fritz, dass der Ar­

beitsvertrag hiermit auf den 31. Dezember 2005 gekündigt werde und dass Fritz ab sofort 

freigestellt sei. Auf entsprechende Aufforderung hin raumte Fritz anschliessend sein Pult 

und gab alle Schlüssel (einschliesslichAutoschlüssel für das ihm bisher zur Verfügung 

stehende Geschaftsauto) zurück. Mit Telefaxschreiben an Fritz vom 2. September 2005 

bestatigte Gustav namens des Sportvereins X die Kündigung und Freistellung. Der Sport­

verein X zahlte Fritz das Monatssalar bis und mit Dezember 2005. Fritz, der seit Ende. 

August 2005 eine neue Stelle gesucht hat, hat auf den 1. Marz 2006 eine anderweitige 

Anstellung gefunden. 
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Fritz ist der Auffassung, dass ihm das Arbeitsverhãltnis durch den Sportverein. X seiner­

zeit nicht rechtsgültig gekündigt worden sei. Er macht gegenüber dem Sportverein X fol­

gende Ansprüche geltend: Zahlung von zwei Monatssalãren für Januar und Februar 2006 

zu je CHF 101000.-- und Zahlung eines Betrags von CHF 17'500.-- als Gratifikation (CHF 

151000.-- für das Jahr 2005 und CHF 21500.-- als pro rata-Anteil für Januar und Februar 

2006). 

Fritz beabsichtigt, Klage zu erheben. Ei will vorweg wissen, ob er die Klage vor einem 

Einzelschiedsrichter zu erheben habe und wie er dazu allenfalls vorgehen müsse. 

Frage 1: 

Wie ist die Frage von Fritz zu beantwol1en? 

Fritz kommt mit dem Sportverein X überein, dass der Rechtsstreit vor den staatlichen Ge­

richten ausgetragen werden soll. 

Frage 2: 

Welches Gericht ist sachlich und õrtlich zustãndig und wie hat Fritz bei der Klageerhe­

bung vorzugehen? 

Frage 3: 

Sind die von Fritz geltend gemachten Ansprüche begründet? 

Frage 4: 

Wãre Fritz berechtigt gewesen, am 30. August 2005 die Rückgabe der Autoschlüssel zu 

verweigern und das Geschãftsauto noch weiterhin privat zu benützen? 

Frage 5: 

Hãtte Fritz zu irgendeinem Zeitpunkt ein Retentionsrecht am Geschãftsauto ausüben 

kõnnen? 

Fritz und seine Ehefrau Sabine, mit der er seit Februar 1986 in kinderloser Ehe verheiratet 

ist, haben sich zu einer Scheidung entschlossen. Güterrechtlich liegt folgende Situation 

vor: Fritz und Sabine haben keinen Ehevertrag abgeschlossen. Fritz hat im Frühjahr 1998 

eine Eigentumswohnung in Zürich zum Preis von CHF 8001000.-- gekauft, als deren Ei­

gentümer er im Grundbuch eingetragen ist. Fritz und Sabine haben seither gemeinsam 

diese Wohnung bewohnt. Der Kaufpreis ist seinerzeit im Umfang von CHF 1001000.-- aus 

Mitteln finanziert worden, die Fritz vor der Ehe erspart hatte. CHF 4001000.-- nahm Fritz 
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aus seinen wãhrend der Ehe gemachten Ersparnissen. CHF 200·000.-- trug Sabine aus 

Ersparnissen bei, die aus ihrer eigenel1 Arbeitstãtigkeit wãhrend der Ehe herrührten. Im 

Umfang von 100·000.-- erfolgte die Firianzierung dureh Erriehtung einer Hypothek seitens 

Fritz, der seither aueh die Hypothekarzinsen aus seinem Einkommen bezahlt hat. Der 

Verkehrswert der Eigentumswohnung wird heuté auf CHF 900·000.-- gesehãtzt. Der 

Mehrwert gegenüber dem Zeitpurikt des Erwerbs ist konjunkturell begründet. 

Frage 6: 

Wie ist die Eigentumswohnung bei der Seheidung güterreehtlieh zu behandeln? Mit wel­

eh en Ansprüehen von Sabine muss Fritz reehnen? 

* * * * * * * * * * * * * * * * 

Hilfsmittel: OR, ZGB, GestG, ZPO, GVG, SehKonk, SehKG. 

Die Aufgabe soll nicht abgeschrieben, sondern der L6sung beigefügt werden. 



Anwaltsprüfung 

Sachverhalt 

Der franz6sisehe Staatsangeh6rige René Blane starb atU 7. Juli 2006 im Alter von 90 Jahren. 
René war unverheiratet. Seine einzigen Verwandten sind, beziehungsweise waren seine 
Lieblingssehwester Chantal, seine SehwesterAmélie, sowie sein Bruder Patrie. Chantal lebt 
in Lausanne und alle anderen Gesehwister in Horgen. Amé1ie ist am 18. Mai 2004 verstorben. 
Sie hinterlasst ihre beiden Kinder Andreas und Caroline. René war bis zu seinem Tod in 
Marthalen angemeldet (Bezirk Andelfingen), wo er aufgewaehsen ist und bis zu seiner 
Pensionierung aussehliesslieh gelebt hat. Naeh seiner Pensionierung kaufte er sieh mit einem 
Teil seines Ersparten (total CHF 2 Mio.) für CHF 500'000.- eine Luxusvilla in Spanien 
(Benisa). Er verbraehte in der Folge ea. zwei Drittel seiner Zeit in der Sehweiz und einen 
Drittel in Spanien. 

Naeh seinem Tod raumt Kevin, der Sohn der Lieb1ingssehwester Chantal, mit seinen Cousins 
Andreas und Caroline, Renés W ohnung in Marthalen. Kevin findet dabei ein grosses Couvert 
mit diversen Unterlagen. Darin befindet sieh neben alten Quittungen, Bankbelegen, ete. ein 
Dokument, welehes von Anfang bis zum Sehluss von Hand gesehrieben ist, mit folgendem 
Wortlaut: 

René Blane 
Andelfingerstrasse 1 7 
8460 Marthalen 

Marthalen, den 3. April 2003 

Es ist mein letzter Wille, dass naeh meinem Tod meine drei Gesehwister wie folgt erben 
sollen: 

1. Meine Sehwester Amélie und mein Bruder Patrie sollen je 2/10 des Erbes erhalten. 

2. Meine liebe Sehwester Chantal sol1 die restliehen 6/10 erben. 

Marthalen, den 3. April 2003 ~eDe ~ÚhC 
René ane 

1 



Dieser ursprüngliche, mit Kugelschreiber geschriebene Text, war aber von René mit Bleistift 
bearbeitet worden. Oben links in der Ecke steht gross geschrieben: "Neu zu fassen". In einer 
rechten oberen Ecke steht: "Nach dem Tod von Amélie neu zu schreiben". Weiter unten im 
Text ist dann der Name "Amélie" durchgestrichen und durch die Namen ihrer Kinder ersetzt 
worden. Anstatt je 2/10, wurde in kleiner Bleistiftschrift darübergeschrieben: "Je 1/10" und 
bei Chantal wurde die 6 von 6/10 durch eine 7 ersetzt. Der ganze Textteil von ,,1. Meine 
Schwester Amélie" bis "erben" war mit einem grossen Bleistiftkreuz durchgestrichen, und 
zwar wie folgt: 

René Blanc 
Andelfingerstrasse 1 7 
8460 Marthalen 

""e!u ('(l\ 
Marthalen, den 3. April 2003 

Marthalen, den 3. April 2003 

Auf einem angehefteten Beiblatt stand sauber von Hand abgeschrieben: 

,,1. Die Kinder meiner Schwester Amélie, Andreas und Caroline und mein Bruder Partic 
sol1enje 1/10 des Erbens erhalten. 

2. Meine liebe Schwester Chantal sol1 die restlichen 7/10 erben." 

Marthalen, den ...... . 
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Aufgabenstellung 

Frage 1 

Kevin konsultiert Sie, weil er Sie um eine ausführliche Beurteilung der Situation bitten 
m6chte. Es interessiert ihn natürlich insbesondere, ob seine Mutter Chantal etwas erbt und 
wenn ja, wieviel. Kevin ist der Überzeugung, sein Onkel hãtte zu Lebzeiten immer geãussert, 
er wolle seine Lieblingsschwester Chantal begünstigen. 

Frage 2 (Variante) 

a) Das Couvert wird nicht von Kevin, sondem von Andreas gefunden. Andreas ist der 
Überzeugung,dass es sich bei diesem Papier um Abfal1 handelt, den sein Onkel, 
versehentlich aufbewahrt hat. Bevor er das Papier entsorgt, m6chte er von Ihnen 
wissen, ob er dies wirklich darf, und wenn nein, was er denn nun untemehmen muss. 

b) Seiner Überzeugung nach so11 sein Onkel zu Lebzeiten immer geãussert haben, er 
wolle dass alle Nachkommen gleich behandelt werden. Er m6chte alles daran setzen, 
dass er und seine Schwester Caroline "zu ihrem Recht kommen". Darunter versteht er, 
dass sie zusammen einen Drittel des Nachlasses erha1ten. Wo und wie muss er 
vorgehen, um dieses Ziel mõglichst zu erreichen? 

Frage 3 

Genauere Abklãrungen haben ergeben, dass René sein Ferienhaus in Spanien bereits im 
September 2002 auf seine "Ferienhausnachbarin" Hanni Kübler aus Kloten (Bezirk Bülach) 
überschrieben hat. Die Verwandten von René konsultieren Sie gemeinsam und wollen wissen, 
ob man etwas dagegen tun k6nne und wenn ja, wo und wie. IhrerMeinung nach hat sich die 
60-j ãhrige geschiedene Hanni bei René eingeschlichen und ihtl "um den Finger gewickelt". 
Hanni bestreitet dies. Sie erklãrt, "dass das Ferienhaus eine Entschãdigung dafür sei, dass sie 
René hãufig Gesellschaft geleistet, viel für ihn gekocht und auch Putzarbeiten für ihn erledigt 
hãtte. 

Frage 4 

Kevin und seine Mutter haben sich in der Zwischenzeit mit Caroline und Andreas zerstritten. 
Chantal verfügt über eine V ollmacht ihres Bruders, der zu entnehmen ist, dass sie ihn 
gegenüber Privaten, insbesondere Banken und Beh6rden auch über seinen Tod hinaus 
vertreten dürfe. Sie m6chte nun Renés Guthaben in der H6he von CHF 1.5 Mio. abheben. Die 
Bank verweigert die Auszahlung. Zu Recht? 

3 



Frage 5 

Im oben erwãhnten Couvert findet sich auch noch e1n Dokument, welches mit 
"Darlehensvertrag" überschrieben ist, mit folgendem Wortlaut: 

"René hat Hanni heute ein Darlehen von CHF 100'000.- gegeben." Das Dokument trãgt das 
Datum: "Benisa, 10. Oktober 2001" und ist sowohl von Hanni als auch von René 
unterschrieben. 

Hanni behauptet, sie hãtte nie CHF 100'000.- von René erhalten. Man hãtte dieses Dokument 
aus Gründen des spanischen Steuerrechtes nur pro forma erstellt. Kevin glaubt ihr das nicht 
und m6chte von ihr die CHF 100'000.- zurückver1angen. Die anderen Miterben wollen sich an 
einem solchen V orhaben allerdings nicht beteiligen. Kevin m6chte sich bei Ihnen erkundigen, 
was er alles machen muss, damit er diese CHF 100'000.- (eventuell mit Zins?) von Hanni 
erhãlt1ich machen kann. 

Frage 6 

Kevin findet im oben erwãhnten Couvert auch noch die Statuten einer René-Hanni 
Aktengesellschaft. Zweck sei der Import und Verkauf von spanischen Lebensmitteln, 
insbesondere von Oliven61. Wie sich herausstellt, wurde diese Akteingesellschaft noch kurz 
vor dem Tod von René gegründet. René und Hanni halten je 50% der Aktien. Die 
Gesellschaft hat bis heute offenbar noch keine geschãftlichen Aktivitãten aufgenommen. 
Kevin und seine Miterben wollen "mit dieser Sache nichts zu tun haben". Kevin bittet Sie, ihn 
zu beraten, was sie unternehmen k6nnen oder müssen, um sich "dieser Sache zu entledigen". 

Gesetze: ZGB, OR, ZPO, BVG, IPRG, SchKG, OG 
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SCHRIFTLICHE ANW AL TSPRÜFUNG 

Der gut verdienende Etienne Grandjean, Bürger von Lausanne, nunmehr wohnhaft in Wa­

denswil ZH, geboren 1940 und seit 1970 in erster Ehe verheiratet, hat drei Kinder aus die­

ser Ehe, die 1970 geborene Tochter Catherine (wohnhaft in Neuenburg), die 1972 gebore­

ne Tochter Marianne (wohnhaft in Basel) und den 1972 geborenen Sohn Pierre (wohnhaft 

in Bem).Herr Grandjean hat in den letzten vier Jahren Zahlungen in der Hohe von CHF 

1 '200'000.00 an die Tochter Catherine geleistet, damit sie ausstehende Steuerschulden und 

Mietzinse zahlen und den Aufbau eines eigenen Geschafts finanzieren kann. Zudem hat er 

der Tochter Marianne waruend 10 Jahren monatlich CHF 2'000.00 bezahlt, da sie krank..: 

heitsbedingt nur tei1weise arbeitsfãhig und daher nicht in der Lage war, für ihren Lebens-· 

unterhalt alleine zu sorgen, und deshalb nie mehr als CHF 1'500.00 pro Monat verdiente. 

An die Ehefrau und den Sohn Pierre hat er ke ine entsprechenden Leistungen erbracht. 

Herr Grandjean hat kürzlich erfahren, dass er wegen einer unheilbaren Krankheit kaum 

noch lange leben wird und mochte, dass von den den beiden Tochtem bezahlten Betragen 

lediglich die Hãlfte als "Erbvorbezug" ge1ten und sie sich daher die andere Hãlfte nicht 

anrechnen lassen müssen. Herr Grandjean mochte, dass Sie ihm folgende Fragen beant­

worten: 

Frage 1: Ist die gewünschte Anordnung bezüglich der beiden Tochter moglich? 

Frage 2: Muss Herr Grandjean zu diesem Zweck ein Testament verfassen? 

Frage 3: Haben die Tochter Catherine und Marianne die erhaltenen Betrage ganz oder 

teilweise zu verzinsen? 

Frage 4: Kann Herr Grandjean im Testament bestimmen, dass allfãllige Erbstreitigkei­

ten vom Tribunale Cantonale in Lausaime oder altemativ durch seinen Jugend­

freund, den in Lausanne praktizierenden und wohnhaften Rechtsanwalt Fran­

çois DuBois als EinzeIschiedsrichter entschieden werden? Dies, weil die fran­

zosischsprachige Familie eine allfallige Auseinandersetzung nicht vor einem 

deutschsprachigen Gericht austragen mochte. 

Frage 5: Entwerfen Sie für Herrn Grandjean ein Testament. Dabei wünscht Herr Grand­

jean, dass seine Ehefrau einen Drittel und die drei Kinder zusammen zwei 

Drittel des Nachlasses erhalten sollen. 



Wenige Wochen, nachdem SieHerrn Greandjean die vorstehenden Fragen beantwortet 

haben uud er sein Testament formgültig, allerdings ohne Gerichtsstand- oder Schiedsge­

richtsklausel erlassen hat, verstirbt er. Die Ehegattin, FrauGrandjean, mõchte von Ihnen 

nun Folgendes wissen: 

Frage 6: Was kanu die Tochter Catherine untemehmen, um sich einer Anrechnung des 

erhaltenen Betrages t~ilweise oder vollumfanglich zu entziehen? 

Frage 7: . Müssen die Ehefrau (sie empfindet die Begünstigung der Tochter Catherine als 

unfair) und der Sohn Pierre sich mit der Nicht-Anrechnung der Halfte der vor 

dem Tode von Herrn Grandjean erhaltenen Betrage abfinden, wenu nach 

Durchführung der güterrechtlichen Auseinandersetzung das Nettovermõgen 

(ohne die anzurechnenden V orbezüge) 

a) CHF 1'200'000.00; oder 

b) CHF 400'000.00 

betragt. (bei allfalligen Berechnlingen siIid keine Zinsen zu berücksichtigen)? 

Frage 8: Wie und vor welchem Gericht hat die Ehefrau vorzugehen, um ein rur sie und 

ihren Sohn Pierre günstigeres Ergebnis zu erwirken, uud müssen sich ihr Sohn 

Pierre uud ihre Tochter Marianne an einem allfalligen Verfahren gegen die 

Tochter Catherine beteiligen (formulieren Sie das Rechtsbegehren; der Rechts­

mittelweg ist nicht zu beschreiben)? 

Nachdem sich im Laufe der Zeit ergibt, dass das Nettonachlassvermõgen CHF 

1'200'000.00 betragt, gelingt es der Ehefrau, ihre Tochter Catherine zu überzeugen, den 

ganzen Betrag von CHF 1'200'000.00 an ihren Erbanteil anrechnen zu lassen. Da sie be­

fürchtet, dass ihre Tochter Catherine noch ungedeckte Schulden hat (sie glaubt, dass ein 

Glaubiger einen Verlustschein besitzt), mõchte sie noch Folgendes wissen: 

Frage 9: Kanu ein allfalliger Glaubiger der Tochter gegen einen entsprechenden Tei­

lungsvertrag vor uud/oder nach dessen Unterzeichnung etwas untemehmen 

und wie hat er gegebenenfalls vorzugehen? 

Hilfsmittel: OR, ZGB, EG zum ZGB, SchKG, ZPO, GVG und Schiedsgerichtskonkordat 

(Sie dürfen davon ausgehen, dass ausserkantonale Zivilprozessordnungen für allenfalls 

relevante Fragen die gleiche Regelung wie die Zürcher ZPO vorsehen.) 
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27 1o C; 

Schriftliche Anwaltsprüfung 

Prüfungsaufgabe: 

Die Finanz AG mit Sitz in Zürich gehõrt zu 100% Herrn A, wohnhaft in Meilen. Sie betreibt 
Finanzgeschãfte aller Art. Am 1. September 2002 gewãhrte sie der Handel GmbH mit Sitz in 
München ein Darlehen von € 4 Mio. Gesellschafter der Handel GmbH sind A zu 49% und B, 
wohnhaft in München, zu 51 %. Ein eigentlicher Darlehensvertrag wurde nicht abgeschlos­
sen, aber die Handel GmbH unterzeichnete ein Dokument "Schuldanerkennung", in welchem 
sie sich verpflichtete, der Finanz AG am 31. Dezember 2004 den Betrag von € 4 Mio. plus 
Zins von 6% p.a. seit dem 1. September 2002 zurückzuzahlen. 

Wegen mehreren grõsseren Debitorenausfállen befand sich die Handel GmbH ende 2003 in 
grossen Liquiditãtsschwierigkeiten und war nicht in der Lage, das Darlehen zurückzuzahlen. 
B drãngte seinen Geschãftspartner A, in dieser schwierigen Situation zu helfen. Nach Ver­
handlungen schlossen die Finanz AG, die Handel GmbH und B am 20. Januar 2004 folgende 
"Saldovereinbarung" : 

"1. Die Finanz AG ist sich der schwierigen finanziellen Situation der 
Handel GmbH bewusst und erklãrt sich bereit, ihr Darlehen auf 
€ 2 Mio zu reduzieren. 

2. Die Handel GmbH verpflichtet sich, den Betrag von € 2 Mio. der 
Finanz AG am 1. Februar 2004 zu überweisen. 

3. B verpflichtet sich, der Handel GmbH vor dem 1. Februar 2004 ein 
Darlehen von € 1 Mio. zu gewãhren. 

4. Mit der Erfüllung dieser Vereinbarung erklãren sich die Finanz AG 
und die Handel GmbH als per Saldo aller Ansprüche auseinander­
gesetzt." 

Finanz AG 
sig. A 

Handel GmbH 
sig. B 

sig. B 
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In der Folge leistete B sein Darlehen an die Handel GmbH und diese zahlte der Finanz AG 
am 1. Februar 2004 € 2 Mio. 

Der Verwaltungsrat der Finanz AG bestand aus Herrn A, VR-Prãsident und Delegierter, mit 
Einzelunterschrift. Weitere Mitglieder waren I-Ierr X, wohnhaft in Zug, und Herr Y, wohn­
haft in Baden, je mit Ko11ektivunterschrift zu zweien. In einem kurzen Organisationsregle­
ment hatte der Verwaltungsrat seine Aufgaben "soweit gesetzlich zulãssig" an A delegiert, X 
und Y erhielten erst an einer Sitzung vom 15. Mai 2004 Kenntnis von dieser Transaktion, als 
der Verwaltungsrat der Finanz AG über die eigenen Finanzprobleme beraten musste. X be­
merkte nur zu A, "Da hast du aber deinem Freund Bein hübsches Geschenk gemacht". Im 
übrigen aber zeugten X und Y kein Interesse an diesem Sachverhalt, so wie· sie stets einfach 
die Informationen von A zur Kenntnis nahmen und diesen gewãhren liessen. 

Am 15. November 2004 musste die Finanz AG wegen weiterer verlustbringender Finanz­
transaktionen ein N achlassstundungsgesuch ste11en, welches ihr gleichentags bewi11igt wur­
de. Rechtsanwalt K wurde als Sachwalter eingesetzt. Er bereitete einen Nachlassvertrag mit 
Vermõgensabtretung vor, welcher am 1. Oktober 2005 bestãtigt wurde. RA K wurde zum 
Liquidator emannt, und es wurde ein Glãubigerausschuss mit Kompetenzen gemãss SchKG 
237 gewãhlt. Der Ko11okationsplan ergab, dass die Glãubiger der ersten und zweiten Klasse 
vo11 gedeckt sind und die Glãubiger der 3. Klasse mit ko11ozierten Forderungen von rund 
CHF 80 Mio. mit einer Dividende von mindestens 20% rechnen kõnnen. 

RA K sucht Sie nun auf und teilt Ihnen mit, er und der Glãubigerausschuss mõchten die Ak­
tiven der Nachlassmasse noch vermehren. Insbesondere sol1ten die Ansprüche gegen die 
Handel GmbH zuerst geprüft und eingeklagt werden, wobei auch zu berücksichtigen sei, dass 
spãter noch Verantwortlichkeitsansprüche gegen A, X und Y geltend gemacht werden sol1-
ten. K weist Sie darauf hin , dass er bereits mit der Handel GmbH korrespondiert habe und 
diese durch B jegliche zusãtzliche Zahlung rundweg ablehnte, obschon die Handel GmbH 
heute wieder auf gesunder finanzie11er Grundlage steht. Im Gegenteil hatte B noch damit 
gedroht, eine Klage der Masse gegen die Handel GmbH wãre eine gute Gelegenheit, um 
noch eine Gegenforderung aus dem Umstand geltend zu machen, dass A bei der Darlehens­
gewãhrung im Jahre 2002 "in erpresserischer Manier" von der Handel GmbH ei ne Vermitt­
lungskommission von CHF 100'000 ver1angte und erhielt, weil die Handel GmbH damals auf 
das Darlehen dringend angewiesen war. 

Erste11en Sie fiir K ein gut strukturiertes Exposé, in welchem Sie die von Ihnen erkannten 
Rechtsfragen bezüglich eines gerichtIichen V orgehens der N achlassmasse gegen die Handel 
GmbH und die Risiken einer solchen Klage behandeln. 

Weiter über1egen Sie, ob es ratsam wãre, im Hinblick auf die Verantwortlichkeitsklage A, X 
und Y bereits in diesen Prozess einzubeziehen. 

Schliesslich beantworten Sie noch die Frage von K, mit was fiir Kosten die Masse fiir ein 
erstinstanzliches Verfahren etwa rechnen müsste. 



Gesetzestexte: 

Hinweis: 
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ZGB, OR, ZPO, GVG, GestG, SchKG, IPRG, LugUe, Gerichts- und 
Anwaltsgebührenverordnung. 

Die Aufgabe darf nicht abgeschrieben werden. 
Der Text ist Ihrer Arbeit wieder beizulegen 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

Die Weberei AG mit Sitz in einer Gemeinde des Bezirkes Pfãffikon ist Eigentüme­

rin eines ehemaligen Fabrikgebãudes, welches sie an verschiedene Gewerbebe­

triebe vermietet. Sie bemüht sich, mit den Mietern mõglichst kulant umzugehen, 

um Kündigungen zu vermeiden, da Neuvermietung jeweils sehr schwierig ist. Mie­

terin ~es ersten Stockes ist die Metallbau AG mit Sitz in Zürich, welche u.a. aus 

Deutschland von der Stahl GmbH mit Sitz in Wei! am Rhein (D) mit Rohmaterial 

beliefert wird. Diese Firma führt die Transporte mit einem eigenen Lastwagen 

aus, der meistens von ihrem Mitarbeiter Huber als Chauffeur gelenkt wird. Er hat 

im Verlaufe der letzten drei Jahre die Metallbau AG schon einige Male bedient. 

Huber wohnt in der Stadt Base!. 

Auch an 22. November 2005 belieferte Huber die Metallbau AG. Dabei stellte er 

zwei Palette mit Stahlblechen zu je einer Tonne Gewicht in den Warenlift, welcher 

jedoch nur über eine Traglast von einer Tonne verfügt. Diese zulãssige Traglast 

ist je auf einer kleinen Tafel ausserhalb des Lifts neben der Türe und in der Lift­

kabine neben dem Bedienungselement angeschlagen. Zufolge Überlast sackte 

der Lift rund zwei Meter ab und wurde stark beschãdigt. 

Die Weberei AG wollte den Lift mit Rücksicht auf die Bedürfnisse ihrer Mieter 

mõglichst schnell reparieren lassen und beauftragte damit jene Firma, welche den 

Lift vor 26 Jahren eingebaut hatte und die Anlage seither wartete; Konkurrenzof­

ferten wurden nicht eingeholt. Die Reparaturkosten stellten sich auf Fr. 28 1000.-. 

Es mussten diverse Bestandt~ile ausgewechselt werden, so dass der Lift dadurch 

nicht auf den neusten, aber auf einen neueren Stand der Technik gebracht wurde, 

als er sich vor dem Unfall befand. Um die Mieter zufrieden zu stellen, reduzierte 

die Weberei AG die Mietzinse für den Dezember 2095 wegen des Ausfalles des 

Lifts um insgesamt Fr. 31000.-, obwohl sich diese mit einem zweiten im Gebãude 

vorhandenen, etwas kleineren Lift, behelfen konnten. Davon entfãlltein Betrag 

von Fr. 11200.- auf die Metallbau-AG. 



Die Stahl GmbH teilte der Eigentümerin mit, sie moge ihr die Rechnung für die 

Lift-Reparatur zu Handen ihrer Versicherung schicken. Leider stellte sich heraus, 

dass der Versicherungsvertrag für derlei Schãden keine Déckung vorsieht. Zah­

lung aus dem eigenen Sack lehnt die Stahl GmbH ab. _ 

Aufgabe 1 

Verfassen Sie ein Exposé für die Weberei AG über die Haftungsverhãltnisse im 

vorliegenden Falle, welches auch das prozessuale Vorgehen darstellt und in ei­

nen konkreten Vorschlag mündet. 

Aufgabe 2 

Spielt es für die Weberei AG eine Rolle, wenn sich der Sachverhalt so darstellt, 

dass Lagerist Meier, ein Angestellter der Metallbau AG, die angelieferte Ware 

entgegennahm, den Lieferschein unterzeichnete und zuschaute, wie Huber auch 

die zweite Palette in den Lift hob? 

Aufgabe 3 

Sie erhalten heute von der Weberei AG den Auftrag, gegen die Stahl GmbH auf 

Bezahlung von Fr. 28 1000.- zu klagen. 

a) Wie gehen Sie prozessual vor, und an was haben Sie in materieller Hinsicht zu 

denken? 

. b) Die Weberei AG ist nicht sicher, ob auch der Mietzinsausfall von Fr. 31000.­

eingeklagt werden soll. Was raten Sie ihr unter Berücksichtigung der materiellen 

und prozessualen Gesichtspunkte ? 
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e) Welches sind die Rechtsmittel, welche der Weberei AG gegen ein mõglicher­

weisé ganz oder teilweise abweisendes Urteil zur Verfügung stehen werden? 

Aufgabe 4 

Versetzen Sie sich in die Lage des Rechtsvertreters / der Rechtsvertreterin der 

Stahl GmbH. In deren Auftrag haben Sie bereits bei der Metallbau AG angefragt, 

ob sie sich allenfalls an der Schadenstragung beteiligen würde, was kategorisch 

abgelehnt wurde. Was ist zu tun? 

Aufgabe5 

Mit welchen Argumenten würden Sie als Rechtsvertreter / Rechtsvertreterin der 

Stahl GmbH Abweisung der Klage der Weberei AG beantragen ? 

Nehmen Sie auch Stellung zum Argument der Klãgerin, die Stahl GmbH habe ihre 

Haftung bereits anerkannt, indem sie die Reparaturrechnung der Versicherung 

übergab. 

Gesetzestexte: ORlZGB (Schulthess-Ausgabe von Gauch); BGG; GVG; ZPO 


